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Liebe Kolleginnen und Kollegen,

Vielfalt ist in Deutschland seit Jahrzehnten gelebte Realität. Im letzten Jahr sind 20 Prozent mehr 
Menschen nach Deutschland zugezogen. Somit gibt es in Deutschland eine große Vielfalt der Lebens-
erfahrungen und Hintergründe. Wir sollten diese Vielfalt als Bereicherung wahrnehmen und die Chance
nutzen, eine Kultur von Respekt und gegenseitiger Wertschätzung aufzubauen. 

Vor der Bundestagswahl formuliert die IG Metall Anforderungen an eine zukunftsgerichtete Zuwande-
rungs- und Integrationspolitik. Dabei geht es uns um drei Kernforderungen. 

Wir fordern die Abschaffung des Optionszwangs: Nach bisherigem Recht müssen sich hier geborene
Migrantinnen und Migranten mit der Volljährigkeit entscheiden, welche Staatsangehörigkeit sie ab -
geben: die deutsche oder die ihrer Eltern. Das stellt junge Erwachsene vor eine unnötige Wahl.

Wir wollen das kommunale Wahlrecht für alle, statt Migrantinnen und Migranten weiterhin von 
Entscheidungen auszuschließen. Auch die doppelte Staatsbürgerschaft, ohnehin längst gängige 
Praxis in Deutschland, muss gesetzlich verankert werden. 

Sieben Millionen Ausländerinnen und Ausländer brauchen eine Stimme. Schließlich sind diese Men-
schen Teil unserer (Einwanderungs-)Gesellschaft. Sie leben hier, sie arbeiten hier, und sie zahlen ihre
Steuern hier. Die Parteien müssen sich konstruktiv mit Migration und Integration auseinandersetzen.
Wir erwarten, dass die Politiker/innen aller Parteien Konzepte anbieten, wie sie Vielfalt in Deutschland
positiv begegnen. Nur so kommen wir unserem Ziel näher: einem wertschätzenden Miteinander in der
Gesellschaft.

Bundestag und Bundesrat können vom Miteinander und der Partizipation in den Betrieben lernen.
Dort wählen alle Beschäftigten ihren Betriebsrat. Egal ob mit oder ohne deutschen Pass. Und alle 
können kandidieren, unabhängig von ihrem Pass. Nach der Satzung der IG Metall haben alle Mit -
glieder die gleichen Beteiligungsrechte.

Die künftige Bundesregierung hat es in der Hand, diesen Beispielen zu folgen und Voraussetzungen
für gelungene Partizipation zu schaffen.

Christiane Benner
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inhalt
++ 44 Prozent Akademiker — Knapp 44 Prozent

der Neuzuwanderer nach Deutschland haben 

einer Untersuchung des Instituts für Arbeits-

markt- und Berufsforschung (IAB) zufolge einen

akademischen Abschluss. Allerdings reist nur

ein geringer Teil der Zuwanderer auf ein kon kre -

tes Arbeitsangebot ein. Der größte Teil dürfte

nach Eindruck der Forscher aus fami liären oder

humanitären Gründen nach Deutschland kommen.

http://doku.iab.de/kurzber/2012/kb2112.pdf

++ Ausländer verdienen weniger — Neuzuwan-

derer verdienen im Schnitt nur 64 Prozent des

Durchschnittslohns von deutschen Arbeitneh-

mern. Nach mehreren Jahren Aufenthalt gleicht

sich das Einkommen zwar an, aber selbst nach

acht Jahren erhalten Migranten immer noch

nur 72 Prozent des durchschnittlichen deut-

schen Lohnniveaus. Dies ist das Ergebnis einer

Studie des IAB. Der Lohnabstand würde mit den

Jahren geringer, weil die Migranten (in der Stu-

die wurden nur vollzeitbeschäftigte Männer

untersucht) Qualifikationen im Job erwerben

würden, so die Forscher. Rechnet man die Quote

hoch, würde das bedeuten, dass ein gleichwer-

tiges Lohnniveau erst nach weiteren 28 Jahren

erreicht werden kann. Gleiche Chancen auf dem

Arbeitsmarkt sollten anders aussehen. 

http://doku.iab.de/kurzber/2013/kb0113.pdf

++ Willkommensbehörde? — Anerkennung von

Vielfalt – das ist der Titel einer Informations-

kampagne, die das Bundesamt für Migration

und Flüchtlinge (BAMF) gemeinsam mit Koopera-

tionspartnern umsetzen möchte. Im Rahmen der

Kampagne soll unter anderem ein Modellpro-

jekt umgesetzt werden, mit dem Ausländerbe-

hörden in „Willkommensbehörden“ weiterent-

wickelt werden sollen. Dabei sollen kommunale

Ausländer- und Meldebehörden, Migrationsbe-

ratung und soziale Dienste zusammenarbeiten,

um Neuzuwanderern einen Service aus einer

Hand zu bieten. www.bamf.de

news-ticker
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Internationale Arbeitsmigration nimmt

zu. Gerade in der Finanz- und Wirt-

schaftskrise sehen sich wieder mehr

Menschen gezwungen, Pers pek tiven

in Deutschland zu suchen. Im ersten

Halbjahr zogen eine halbe Million Men-

schen in die Bundesrepublik, das sind

rund 15 Prozent mehr als im Vorjahres-

zeitraum. „Wir müssen die Verschie-

denheit von Menschen und Interessen

zum Ausgangspunkt der Politik ma-

chen und diese respektieren“, forderte

Christiane Benner, Geschäftsführendes

Vorstandsmitglied der IG Metall, im

Rahmen der Bundesmigrationskonfe-

renz, die im November 2012 in Kassel

stattfand. „Ich sage bewusst nicht 

‚toleriert‘, weil es mir um mehr geht

als Toleranz“, betont sie. Es geht ihr

um Anerkennung der Unterschied-

lichkeit und gleiche Rechte für alle. 

Politische Partizipation ist 
notwendig
Die aktuelle Bundesregierung be-

schränkt sich jedoch vorrangig auf

die Stärkung des Ehrenamtes, von

politscher Partizipation ist im Koali-

tionsvertrag keine Rede. Was das in

der Praxis bedeutet, zeigen die Re-

gelungen zum Wahlrecht, zur Opti-

onspflicht und zur Mehrstaatigkeit.

So darf nicht jeder, der hier seit lan-

gem in Deutschland lebt, die Politik

des Landes mitentscheiden. Ohne

deutschen Pass kann niemand an

den Bundes- oder Landtagswahlen

teilnehmen. Nicht-EU-Angehörige

können noch nicht einmal auf kom-

munaler Ebene mitentschieden. Ob

es nun um Spielplätze für ihre Kinder,

verkehrsberuhigte Straßen vor ihrer

Wohnung oder um die Entwicklung

der Stadt, in der sie leben, geht – sie

werden nicht einbezogen. Dabei liegt

der Anteil der Erwachsenen ohne

deutschen Pass in manchen Kommu-

nen bei einem Drittel und mehr. 

„Wie demokratisch ist eine Abstim-

mung, zu der nur zwei von dreien

überhaupt kommen dürfen?“; fragt

sich Christiane Benner. Sie fordert

das kommunale Wahlrecht für alle,

damit die in einer Kommune zu tref-

fenden Entscheidungen tatsächlich

von der dort lebenden Wohnbevöl -

kerung getroffen werden. 

4

Vielfalt fördern – 
Zusammenhalt stärken
Gleichberechtigtes Wahlrecht für Migrantinnen und Migranten? Was in den Betrieben auf Basis des

Betriebsverfassungsgesetzes seit 1972 Realität ist, ist auf gesellschaftlicher Ebene fast sechzig Jahre

nach dem ersten Anwerbevertrag immer noch nicht angekommen.

igmigra23_druck:IGM  18.02.13  16:37  Seite 4



Ihr gehört zu uns
Vor diesem Hintergrund scheint es

wie ein Schildbürgerstreich, dass

jungen Erwachsenen, die in Deutsch-

land geboren wurden, die Ausbürge-

rung droht. Im Jahr 2000 wurde die

sogenannte Optionspflicht einge-

führt. Danach erhalten in Deutsch-

land geborene Kinder von nicht-

deutschen Eltern sowohl die deut-

sche Staatsangehörigkeit als auch

die ihrer Eltern – allerdings gilt dies

nur bis zur Volljährigkeit. Was acht-

zehn Jahre lang funktioniert, wird

mit Erreichen der Volljährigkeit zum

Problem. Ab diesem Alter haben die

jungen Erwachsenen fünf Jahre Zeit

sich zu entscheiden, welche Staats-

angehörigkeit sie behalten möchten.

2013 läuft diese Frist erstmals ab.

Rund 3.300 junge Menschen müssen

sich entscheiden. Doch die Aufgabe

der ausländischen Staatsangehörig-

keit empfinden viele als Bruch mit

ihren Eltern und Abschied von der

Kultur, in der auch sie ihre Wurzeln

haben. „Integration kann doch nicht

heißen, jungen Erwachsenen die 

Tür zu weisen“, gibt Petra Wlecklik

vom Ressort Migration/Integration

der IG Metall zu bedenken. „Wir be-

nötigen in Deutschland alle Poten-

ziale und dazu gehören insbesondere

die jungen Menschen mit Migrations -

 hintergrund“. Deswegen fordert die

IG Metall die ersatzlose Streichung

der Optionspflicht. „Wir müssen ein

klares Signal an die Jugendlichen 

mit Migrationshintergrund, setzen:

Ihr gehört zu uns!“, betont Petra 

Wlecklik. 

Mit der Wirklichkeit 
übereinstimmen
Die Mehrstaatigkeit, die die Aufgabe

der Optionspflicht für viele nach sich

ziehen würde, ist längst Realität in

Deutschland. Etwa 4,5 Millionen Ein-

wohner der Bundesrepublik halten

neben der deutschen mindestens 

eine weitere Staatsangehörigkeit.

2010 behielten rund 53 Prozent 

der Eingebürgerten ihre bisherige

Staatsangehörigkeit bei. „Die Politik

muss die Konsequenz ziehen und

die Gesetze so ändern, dass sie mit

der Wirklichkeit übereinstimmen“,

fordert Petra Wlecklik. Sie sieht in

der Hinnahme der Mehrstaatigkeit

die Möglichkeit, die Integration zu

stärken. „Die Einbürgerung ist ein

wichtiger Akt, um die Menschen an

das Land zu binden“, erklärt sie.

Dies sollte genutzt werden, statt den

Menschen unnötig Hürden in den

Weg zu stellen. 

Interkulturell sensible 
Personalpolitik
Auf betrieblicher Ebene gelten seit

langem gleiche Beteiligungsrechte,

unabhängig von der Staatsangehö-

rigkeit. Dieses vorbildliche Verfahren

zeigt Wirkung. In der IG Metall enga-

titelthema
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Die IG Metall fordert: 

• Weg mit dem Optionszwang

• Einführung der Mehrstaatigkeit

• Kommunales Wahlrecht unab-

hängig von der Staatsangehö -

rigkeit

Ausführliche Informationen zu 

dem Thema in der Broschüre der 

IG Metall zusammen mit dem Inter-

kulturellen Rat: 

Demokratie fördern – Vielfalt leben.

Neue Perspektiven für mehr politi-

sche Partizipation. Zu bestellen über

das Extranet oder in den Verwal-

tungsstellen.

gieren sich rund 300.000 Mitglieder

mit Migrationshintergrund, rund 400

Betriebsratsvorsitzende und ca. 300

stellvertretende Vorsitzende haben

einen nichtdeutschen Pass. 

Dennoch ist die Vielfalt auch in der

Arbeitswelt noch nicht in dem Maße

verwirklicht, wie es sein müsste.

Noch immer sind Menschen mit  

Migrationshintergrund bei der Ein-

stellung im Betrieb, bei der Weiterbil-

dung und bei den Aufstiegschancen

benachteiligt. „Wir müssen uns be-

wusst machen, dass knapp 20 Pro-

zent der Bevölkerung die Auswirkun-

gen von Diskriminierung erlebt und

damit schlechtere Chancen auf dem

Arbeitsmarkt hat“, erläutert Hüseyin

Aydin. Besonders kritisch sei, dass

ausgerechnet Menschen mit einem

niedrigem Bildungsstand die schlech-

testen Chancen auf Beteiligung an

Weiterbildung hätten. Hier seien aber

auch die Kolleginnen und Kollegen 
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im Betriebsrat gefragt. „Wir haben

unsere Rechte nach dem Betriebs-

verfassungsgesetz, die wir nutzen

sollten“, so Hüseyin Aydin. „Gerade

das Betriebsverfassungsgesetz zeigt

uns, wie gleichberechtigtes Mitein -

ander funktioniert. Jetzt ist es an 

der Zeit, diese Impulse auch in der

Gesellschaft umzusetzen.“

2013: Schwerpunkt auf 
Migrantinnen und Migranten
Die IG Metall wird in diesem Jahr 

in ihrer Zielgruppenarbeit einen

Schwerpunkt auf Migrantinnen und

Migranten in der Arbeitswelt legen.

Ein wichtiges Signal in dem Jahr, in

dem die Bundestagswahlen stattfin-

den und damit wichtige Entschei-

dungen für die zukünftige Politik-

ausrichtung getroffen werden. „Im

Bundestag können die Vorausset-

zungen dafür geschaffen werden,

dass unsere Demokratie aus der vor-

handenen Vielfalt neue Impulse er-

halten kann“, so Christiane Benner.

„Die Gleichberechtigung, die in den

Betrieben seit vier Jahrzehnten vor-

bildlich gelebt wird, muss auch in

unseren gesellschaftlichen Alltag

Einzug halten.“

Aktuelle Entwicklungen zu den 

Themen können unter anderem 

auf der Internetseite

http://wider-den-optionszwang.de/

aufruf.html

eingesehen werden. Hier kann der

Aufruf „Wider den Optionszwang“

unterschrieben werden. Außerdem

gibt es laufend Hinweise auf aktuelle

Entwicklungen. 

Bundesmigrationskonferenz 2012

Die Bundesmigrationskonferenz Ende November 2012 in Kassel bildete den

Auftakt zu einer Reihe von Veranstaltungen zum Thema „Demokratie fördern –

Vielfalt leben“ in diesem Jahr. Mitbestimmungsrechte und die politische Teil-

habe von Migrantinnen und Migranten standen im Mittelpunkt der Bundesmigra -

 tionskonferenz. In unterschiedlichen thematischen Foren wurden politische

Partizipationsmöglichkeiten und die Anforderungen an eine faire Mobilität 

diskutiert. Außerdem wurde der Gesundheitsschutz in Zusammenhang mit 

Migration, die Situation von Menschen mit Migrationshintergrund am Arbeits -

markt und Möglichkeiten, Rassismus im Betrieb entgegenzuwirken, diskutiert.

Im Zentrum der Überlegungen stand dabei immer, wie die Themen in den 

Betrieben aufgegriffen werden können. 

2006 wurde der türkischstämmige Unternehmer Halit Yozgat von der rechtsex-

tremen NSU in Kassel ermordet. Über 5.000 Menschen setzten nach Bekannt-

werden der NSU-Morde ein Zeichen gegen den immer noch existierenden Ras-

sismus und Rechtsextremismus in Deutschland. Bilal Sahin, Vorsitzender des

Ortsmigrantenausschusses der IG Metall Nordhessen, glaubt zwar, dass durch

das Aufdecken dieser Morde eine Sensibilisierung stattgefunden habe, gleich-

zeitig zeigten jedoch Äußerungen wie durch Thilo Sarazzin und anderen wie

leichtfertig mit Vorurteilen Politik betrieben werde. „Migrantinnen und Migran-

ten wird auf unterschiedlichem Wege transportiert, dass sie hier nicht gebraucht

werden. In der Folge überlegen immer mehr gut qualifizierte Menschen auszu-

wandern – und das in Zeiten, in denen alles dafür getan werden muss, um

Fachkräfte zu sichern“, gibt Bilal Sahin zu bedenken. Umso mehr kritisiert er,

dass Menschen mit Migrationshintergrund schwieriger Zugang zum Arbeits-

markt finden. Selbst gut qualifizierte junge Menschen mit Migrationshinter-

grund, die in Deutschland aufgewachsen seien, würden in manchen Unter -

nehmen mit schlechteren Aufstiegschancen konfrontiert. 

Wichtig sei, Ungleichbehandlungen sichtbar zu machen. „Detaillierte Gleich-

stellungsberichte können eine gute Grundlage für die weitere Diskussion bil-

den. Sie können den Einstieg in eine fortschrittliche betriebliche Gleichstel-

lungspolitik bieten, in der man zum Beispiel über anonymisierte Bewerbungen

diskutiert“, so Bilal Sahin. 

Materialien von der Bundesmigrationskonferenz finden sich im Extranet der 

IG Metall. 

Podiumsdiskussion auf der Bundesmigrationskonferenz
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Politisch gesehen war in Sachen  

Einwanderung auf die Gewerkschaf-

ten immer Verlass. Anlässlich der

Bundestagswahl in diesem Jahr hat

die IG Metall deutlich gesagt, was

im rechtlichen Bereich alles getan

werden muss für Migranten aus

Nicht-EU-Ländern: die unglückliche

„Optionspflicht“ für die eine oder

die andere Staatsangehörigkeit 

gehört abgeschafft, mehrere Pässe

sollen endlich kein Problem mehr

sein und das kommunale Wahlrecht

für „Drittstaatsangehörige“ muss

her. Diese Initiative ist äußerst be-

grüßenswert, zumal die rechtliche

Dimension in Deutschland gerne

vernachlässigt wird, wenn es um

das Thema Migration geht. Aber

reicht das auch?

Sicher nicht. Das Beispiel der

Gleichstellungspolitik für Frauen

zeigt: gleiche Rechte führen noch

lange nicht zu Gleichbehandlung.

Und so hat Vorstandsmitglied 

Christiane Benner zur Eröffnung 

der Migrationskonferenz der IGM im

letzten Jahr auch davon gesprochen,

dass in den Betrieben „Diversity-

Konzepte“„etabliert und auch ge-

lebt werden“ müssten – „nicht als

Management-Strategie, sondern 

als betriebliche Kultur der Wert-

schätzung“. Bislang haben die 

Gewerkschaften auf Diversity-

Programme skeptisch reagiert, weil

es sich gewöhnlich um „Top-Down“-

Ansätze handelt. Die Förderung der

Vielfalt stand unter dem Verdacht,

vor allem die Möglichkeiten für Aus-

beutung verbessern zu wollen. In 

gewisser Weise stimmt das sogar.

Viele Unternehmen kümmern sich im

ureigensten, egoistischen Interesse

um die Vielfalt der Arbeitnehmer-

schaft: denn wer diskriminiert wird,

der schöpft sein Potential nicht aus

– im Dienste der Firma. Und auch die

Kunden werden immer diverser.

Es ist also richtig, von gewerkschaft-

licher Seite eine Sicht einzubringen,

die stärker auf die demokratische

Seite des Konzeptes abzielt. Aber

was ist mit der Gewerkschaft selbst?

Die Verbände, die politisch auf der

richtigen Seite stehen, sehen oft bei

sich selbst keinen Handlungsbedarf.

In der IG Metall gilt immer noch das

„Ausländerförderprogramm“ von

2003. Darin ist ein „Missverhältnis“

angesprochen zwischen dem Organi-

sationsgrad der „Ausländer“ und der

Repräsentanz in den Entscheidungs-

strukturen. Was wurde seitdem ge-

tan, um dieses „Missverhältnis“ zu

verändern? Und wie würde es aus -

sehen, wenn man das Kriterium 

„Migrationshintergrund“ ins Spiel

kommentar

7

Gastbeitrag:

Dr. Mark Terkessidis

Dipl.-Psychologe, promovierter 
Pädagoge, ist freier Autor, lebt 
in Berlin und Köln und forscht zu
Rassismus und Migration

Interkultur 
bringen würde? Tatsächlich wird 

das „Missverhältnis“ nicht einmal 

erhoben. 

Dabei geht es längst nicht mehr um

die „Förderung“ von „Ausländern“. In

den deutschen Städten sind bei den

Kindern unter 6 Jahren die Kinder mit

Migrationshintergrund in der Mehr-

heit. Diese Diversität spiegelt sich im

professionellen Bereich der Institutio-

nen und Verbänden in diesem Land

überhaupt nicht wieder. Daher brau-

chen auch die Gewerkschaften ein

klares „Programm Interkultur“ für 

die eigenen Strukturen. Es muss eine

proaktive Veränderung des Personal-

bestandes geben, um das erwähnte

„Missverhältnis“ zu beseitigen. Und

es geht um einen Wandel in der Orga-

nisationskultur, um der Vielfalt ge-

recht werden zu können. Auf dem Pa-

pier politisch das Richtige zu wollen,

ändert noch nichts daran, dass viele

von den über 2 Millionen Mitglieder

mit den gleichen Klischees über „Aus-

länder“ leben wie das Gros der Bevöl-

kerung. Da wartet noch viel Arbeit auf

die Gewerkschaft. Aber nur diese 

Arbeit schafft neue Solidarität für 

die Zukunft. 
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dein recht

Diskriminierung wegen 
Kopftuch

Ein Zahnarzt lehnte eine Bewerberin

ab, weil sie ein Kopftuch trug. Nun

muss er nach einem Urteil des Ar-

beitsgerichtes Berlin Schadensersatz

zahlen. Das Gericht entschied, dass

das Tragen eines muslimischen Kopf-

tuchs in der Privatwirtschaft kein

Grund für die Ablehnung einer Bewer-

berin sein. Trägt eine muslimische

Frau in der Öffentlichkeit ein Kopf-

tuch, sei dies als Teil ihres religiösen

Bekenntnisses und als Akt der Reli -

gionsausübung anzuerkennen. Der

Zahnarzt muss nun 1.470 Euro Ent-

schädigung an die Frau zahlen.

Arbeitsgericht Berlin vom

28.03.2012, Az: 55 Ca 2426/12

Sorgerechtsentscheidungen
anzuerkennen

Deutsche Behörden und Gerichte

müssen ausländische Sorgerechts-

entscheidungen im Visumverfahren

grundsätzlich anerkennen. Das Bun-

desverwaltungsgericht in Leipzig ent-

schied, dass sie nur dann außer Acht

gelassen werden dürfen, wenn ihre

Anwendung mit der öffentlichen Ord-

nung offensichtlich unvereinbar ist. 

Hintergrund des Urteils waren mehre-

re Fälle, in denen minderjährige Aus-

länder bzw. Ausländerinnen zu einem

in Deutschland lebenden Elternteil

nachziehen wollten. In drei Fällen war

dem im Bundesgebiet lebenden Vater

durch eine Entscheidung eines türki-

schen Gerichts, in einem Fall einer hier

lebenden mongolischen Mutter das

alleinige Sorgerecht übertragen wor-

den. Bundesverwaltungsgericht 

10 C 4.12 vom 29.11.2012

Einschränkungen der 
Spracherfordernis

Das Bundesverwaltungsgericht lockert

mit einem Urteil im September letzten

Jahres die Einschränkung des Sprach -

erfordernisses beim Ehegattennachzug

zu Deutschen. Anders als beim Nach-

zug zu ausländischen Staatsangehöri-

gen müsse das Visum zum Ehegatten-

nachzug schon bei Bemühungen zum

Erwerb einfacher Sprachkenntnisse 

erteilt werden. Geklagt hatte eine 

afghanische Staatsangehörige, deren

Mann sowohl die afghanische als auch

die deutsche Staatsangehörigkeit 

besitzt. Als Analphabetin konnte 

sie keine ausreichenden deutschen

Sprachkenntnisse nachweisen. Nach

der Entscheidung des Verwaltungsge-

richt kann dem Ehemann jedoch nicht

zu gemutet werden, vorübergehend zu

seiner Frau nach Afghanistan zurück

zu ziehen. Von einem Deutschen 

könne grundsätzlich nicht verlangt

werden, die Ehe im Ausland zu führen,

da ihm – anders als einem Ausländer –

ein Grundrecht zum Aufenthalt in

Deutschland zustehe.

Bundesverwaltungsgericht Az. 10 C

12.12 vom 04.09.2012

Keine Versetzung wegen NPD

Eine Kindergärtnerin darf nicht ver-

setzt werden, wenn ihr Mann Mitglied

bei der NPD ist. Dies urteilte das 

Arbeitsgericht Lüneburg im Oktober

2012. Die Klägerin arbeitet bei der

Hansestadt Lübeck als Erzieherin. Als

die NPD-Mitgliedschaft ihres Mannes

bekannt wurde, protestierten die 

Eltern der betreuten Kinder. Darauf -

hin wurde die Erzieherin versetzt und 

sollte andere Tätigkeiten übernehmen.

Sie klagte und bekam vom Arbeitsge-

richt Lüneburg Recht. Die Versetzung

sei nicht vom Weisungsrecht gedeckt.

Ihr Arbeitsvertrag enthielt keine Ver -

setzungsklausel, nach der die Erziehe-

rin auch mit anderen Tätigkeiten hätte

beschäftigt werden dürfen.   

Arbeitsgericht Lüneburg, Az. 4 Ca

239/12ArbG vom 11.10.2012

Keine Einbürgerung mit falscher 
Identität

Eine Einbürgerung unter einer falschen

Identität ist nichtig. Dies entschied 

das Verwaltungsgericht Stuttgart im

Rahmen der Klage eines pakistani-

schen Staatsangehörigen. Zum Hinter-

grund: Der pakistanische Staatsange-

hörige war 1995 unter der Identität 

eines afghanischen Staatsangehörigen

nach Deutschland eingereist und hatte

Asyl beantragt. In der Folgezeit erhielt

er eine Aufenthaltsgenehmigung, 2004

wurde er mit seiner falschen Identität

eingebürgert. Einige Jahre später bean-

tragte der Kläger seine Personalien zu

berichtigen und gab zu, bislang unter

falscher Identität gelebt zu haben. Er

ging davon aus, dass der Täuschungs-

versuch verjährt sei. Das Verwaltungs-

gericht Stuttgart urteilte jedoch, dass

ein Verwaltungsakt wie die Einbürge-

rung nichtig sei, wenn er an einem be-

sonders schwerwiegenden Fehler leide.

Verwaltungsgericht Stuttgart vom

07.01.2013, Az.: 11 K 3014/12 
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tische Partizipation jetzt!“ auf der

Bundesmigrationskonferenz auf 

offene Ohren. „Es ist in unserer aller

Interesse diesen Menschen unsere

Stimme zu geben“, so Torsten Jäger.

Dafür sieht er verschiedene Wege:

Den Optionszwang zu überwinden,

eine mehrfache Staatsbürgerschaft

zu ermöglichen und auch darüber

nachzudenken, das Wahlrecht daran

zu binden, wo man lebt. „Ein türki-

scher Hamburger ist von kommu -

nalen Entscheidungen nicht anders

betroffen als ein deutscher Hambur-

ger“, stellt er fest. In der Runde war

klar, dass sich etwas ändern muss.

„Die Teilnehmenden waren sehr 

offen für das Thema. Für sie ging es

vor allen Dingen um eine Frage: Wie

setze ich es auf betrieblicher oder

gesellschaftlicher Ebene um?“, resü-

miert Ferdije Rrecaj, pädagogische

Mitarbeiterin am IG Metall Bildungs-

zentrum Werner-Bock-Schule in 

Beverungen, ihren Eindruck vom 

Forum, das sie inhaltlich begleitete.

Inhaltlich war man sich schnell einig:

„In Deutschland leben sieben Millio-

nen Menschen ohne deutschen

Pass. Für die meisten von ihnen ist

Deutschland längst eine Heimat. 

Es ist ein Skandal, dass diese Men-

schen sich nur eingeschränkt poli-

tisch beteiligen dürfen“, so Torsten

Jäger, Geschäftsführer vom Interkul-

turellen Rat. Er stieß mit seiner For-

derung nach politischer Beteiligungs -

möglichkeit für alle in Deutschland

lebenden Menschen im Forum „Poli-

9

aus den betrieben

Wie gehen wir es an?
Aktiv werden im Betrieb – Beispiele 
Politische Partizipation oder Aktivitäten gegen Rassismus – der Wille ist da, die Grundlagen sind gelegt, aber wie 

können die Themen in der Praxis gut umgesetzt werden? Auf der Bundesmigrationskonferenz wurde genau dies in 

den verschiedenen Foren diskutiert.
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Große Würfel mit 

Kinderschrift

Aushänge und Flyer bie-

ten sicherlich eine Mög-

lichkeit das Thema anzu-

sprechen. „Aber eine

knappe Parole würde der

Komplexität des Themas

kaum gerecht werden“,

gibt Wolfgang Nafroth,

Geschäftsführer der

pr+kommunikationsbera-

tung, der in dem Forum

verschiedene Methoden

vorstellte, zu Bedenken.

Außerdem seien neue 

Wege gefragt: „Hundert-

tausende müssen drüber

reden, alle Kolleginnen

und Kollegen eines Betrie-

bes tatsächlich erreicht

werden.“ Dazu bedarf es

nach seiner Einschätzung

eher Instrumente, über

die man nach ihrem Ein-

satz spricht und die so

einfach umsetzbar sind,

dass sie überall einge-

setzt werden können.

„Das können zum Beispiel

Installationen an Verkehrs-

trassen sein mit riesigen

Luftballons, großen Würfel

mit Kinderschrift oder viel-

leicht übergroße Texte auf

Plätzen.“ Wichtig ist ihm,

dass mit den Aktionen

emotional angesprochen

wird, auch, weil das die

Glaubwürdigkeit erhöht.

„Außerdem wäre es natür-

lich von Vorteil, wenn die

Realisierung auch Spaß

macht“, erklärt er nicht

ohne Augenzwinkern. An

Ideen dazu mangelt es

10

ihm nicht. Schon mit 

weniger als zwanzig Euro

könnten interessante und

gute Aktionen gestartet

werden. Viele seiner 

Ideen, die unter anderem

auch in der Broschüre

„Demokratie fördern –

Vielfalt leben“ beschrie-

ben sind, stießen bei den

Teilnehmenden des Forums

auf reges Interesse. „Ich

denke, wir sind bei der

Umsetzung von Themen

viel zu oft in dem verhaf-

tet, was wir kennen“, sagt

Ferdije Rrecaj. „Wir gehen

gerne die eingetretenen

Wege. Das muss nicht

schlecht sein. Aber es ist

interessant, auch einmal

neue Wege aufgezeigt zu

bekommen.“ Mit diesen

Ideen könnte Neugierde

geweckt werden – sowohl

auf das Thema als auch

auf die Umsetzung. 

Mit Spaß umsetzen

Noch während der Tagung

telefonierten einige der

Teilnehmerinnen und Teil-

nehmer mit ihren Kolle-

ginnen vor Ort, um erste 

Ideen gleich für die nächs-

ten Tage nach der Konfe-

renz vor Ort auf den Weg

zu bringen. „Fast alle 

faszinierte, dass man mit 

einem geringen Finanzauf-

wand und mit nur drei 

Aktiven vor Ort Hundert-

tausende Menschen errei-

chen kann. Und das sogar

ohne Presse“, stellt Wolf-

gang Nafroth fest. Und

nach dem Forum war zu-

dem klar: Es hat richtig

Spaß gemacht, an dem

Thema, an den Ideen und

Strategieüberlegungen zu

arbeiten. „Dann wird das

auch vor Ort so sein, wenn

wir es dort angehen“, so

Wolfgang Nafroth. 

Mit Mut und Strategie –

Empowerment 

Im Forum „Respekt – 

Rassismus im Betrieb ent-

gegenwirken“ ging es um

Möglichkeiten, den Einzel-

nen zu befähigen, sich 

Bodenpunktserie: 

Riesige Punkte mit Botschaften

werden beschriftet und ausge-

legt.

Großzeitung lesen

Ein gut 1,20 Meter großes 

Papier wird beschriftet und an 

einem zentralen Platz gelesen,

so dass alle mitlesen können.

Zettel verlieren

Kleine Zettel mit zentralen Botschaften werden „verloren“.
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wählt und in einem Figu-

rentheater nachgestellt.

Ein Beispiel: Ein Kollege

möchte Betriebsratsvorsit-

zender werden, wird aber

offenbar aufgrund seiner

Herkunft von seinen Kolle-

gen für diesen Posten

nicht in Betracht gezogen.

Dargestellt wurde diese

Situation indem er als Ein-

zelner anderen Betriebs-

ratsmitgliedern gegen-

überstand, die abwehrend

die Hand hoben. Dann

wurde gemeinsam über-

legt: Was kann an dieser

Situation geändert wer-

den? Ein Impuls von den

Teilnehmenden war, zu

hinterfragen, ob die Gruppe

der anderen Betriebsrats-

mitglieder wirklich ein -

heitlich abweisend war.

Tatsächlich vertraten nicht

alle Kollegen die gleiche

Ansicht. Daraufhin wurde

die Konstellation überprüft

und die Personen neu ge-

ordnet. Ein weiterer Im-

puls aus der Gruppe war

aktiv einzusetzen. 

„Em powerment soll den

Betroffenen Mut geben,

sich zu wehren“, erläutert

Jordana Vogiatzi von der

IG Metall Verwaltungsstelle

Stuttgart, die das Forum

moderierte. Dabei sollen

Strategien entwickelt und

neue Möglichkeiten der

Teilhabe und Gestaltung

eröffnet werden. „Der 

Fokus liegt auf der eige-

nen Macht: Was kann ich

tun, um die Situation zu

ändern“, erläutert Jordana

Vogiatzi. Sigrun Scheve

vom Art.1 Kenniscentrum

discriminatie Nederland,

die zusammen mit Tikho

Ong von RADAR Nederland

das Forum inhaltlich be-

gleitetet, führt weiter aus:

„Im Vordergrund steht

nicht, sich zu beklagen,

wie schrecklich alles ist,

sondern was kann ich

selbst machen.“ Dabei

geht es ihr vorrangig um

ein soziales kollektives

Empowerment. Also: Was

kann man in und mit der

Umgebung erreichen. „Im

Grunde ist es das, wie mit

gewerkschaftlicher Betei -

ligung umgegangen wird.

Dabei versucht auch 

nicht jeder Einzelne etwas

zu ändern, sondern es

wird gemeinschaftlich 

angegangen“, so Sigrun 

Scheve.

Wie sieht das nun in der

Praxis aus? In dem Forum

wurde zunächst ein pas-

sender Fall für ein Szenario

gesucht. Dazu stellten Teil-

nehmende eigene Diskri-

minierungserfahrungen

vor. „Dabei ging es uns

aber nicht nur um Fälle, in

denen jemand selbst dis-

kriminiert wurde, sondern

auch Fälle, in denen man

vielleicht zugeschaut hat

ohne einzugreifen oder

auch Fälle, in denen man

selbst bewusst oder unbe-

wusst diskriminiert hat“,

erklärt Jordana Vogiatzi

das Vorgehen im Forum. Es

sei wichtig, sich bewusst

zu machen, dass jeder 

Opfer sein kann aber auch

Täter – manchmal auch 

ohne es zu wissen. 

Anschließend wurden 

einige Erfahrungen ausge-

11

zu fragen, warum er allein

gegen alle stehen muss.

Was ist mit weiterer Unter-

stützung aus dem Betrieb?

„Das war auch die Bot-

schaft aus dem Forum an

die IG Metall: Auch bei

solchen Fällen genau hin

zu schauen, wo können

sie in solchen Fällen 

Unterstützung leisten“, 

erläutert Sigrun Scheve.

Was sie besonders beein-

druckte: „In dem Fall, den

wir diskutiert haben, hat

der Kollege offen seine

Betriebsratskollegen ange-

sprochen. Wir hatten alle

großen Respekt davor,

denn es ist schwer, offen

zu sagen, dass man sich

diskriminiert fühlt.“ Jor  -

da na Vogiatzi sieht hier

die Möglichkeiten, die Em -

 powerment bietet: „Es

geht darum, darin bestärkt

zu werden, dass es sich

lohnt eine Position zu be-

ziehen. Gerade deswegen

war es gut, verschiedene

Handlungsmöglichkeiten

auszuprobieren und ge-

meinsam zu diskutieren.

Man steht nicht alleine da,

sondern muss sich bewusst

machen, dass es im Umfeld

noch weitere gibt, die be-

reit sind zu unterstützen.“
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„Migrationspolitische Themen spie-

len auf betrieblicher Ebene eine er-

hebliche Rolle. Das war für uns der

ausschlaggebende Grund zur Grün-

dung des Arbeitskreises Migration“,

erklärt Erkan Zorlu, Sprecher des im

September letzten Jahres neu ge-

gründeten Arbeitskreises Migration

der IG Metall Köln-Leverkusen. 

„Wir wollen mit dem Arbeitskreis ein

Forum für die Belange von Arbeitneh-

merinnen und Arbeitnehmern mit 

Migrationshintergrund bieten“. 

Von den etwas über acht Millionen

Erwerbstätigen in Nordrhein-West -

falen haben 1,7 Millionen einen Mi-

grationshintergrund, das sind 21 Pro-

zent. Jüngst kam eine Studie zu dem

Schluss, dass unter den Migrantin-

nen und Migranten fast jede/r Dritte

in atypischer Beschäftigung arbeitet.

Bei den Nicht-Migranten ist das nur

für jeden Vierten der Fall. Dabei seien

Migranten vor allem häufiger befris-

tet und geringfügig beschäftigt. 

„Für uns ist es deswegen wichtig,

betriebs politische Themen wie die

Beteiligung von MigrantInnen an der

in eigener sache

Migrationsausschuss – eine gute Wahl
Was bewegt jemanden, sich im Migrationssauschuss zu engagieren?

IGMigration ist der Frage nachgegangen und hat mit frisch gewählten

und langjährigen Mitgliedern der Migrationsausschüsse gesprochen.

Erkan Zorlu, Vorsitzender des 

Bezirksmigrationsauschusses NRW

Aus- und Weiterbildung anzugehen.“

Gleichzeitig sol len aber auch gesell-

schaftliche Probleme angesprochen

werden, wie bei spielsweise politische

Partizipationsmöglichkeiten. Eines

ist Erkan Zorlu wichtig zu betonen:

„Es geht nicht nur um die Problema-

tisierung der Zu stände. Wir möchten

auch aufzeigen, welche Chancen und

Potenziale Diversität und kulturelle

Vielfalt bietet.“ 

Er sieht den Ausschuss dabei als das

richtige Mittel an. „Der Ausschuss

kann etwas bewegen, indem wir Pro-

jekte auflegen, die Vernetzung der

jeweiligen Verwaltungsstelle fördern

oder auch Sachverständige einladen,

die mit uns diskutieren. Es gibt viele

Möglichkeiten aktiv zu werden.“ 

Erkan Zorlu glaubt, dass die IG Metall

dafür die besten Voraussetzungen

bietet. „Es ist hilfreich, wenn man 

eine Dachorganisation hat mit den

Verwaltungsstellen darunter. Damit

kann man mehr bewegen, als wenn

man als Einzelkämpfer auftritt“.

Haralampos Kapnidis, IG Metall-Ver-

trauensmann bei TRW Automotive in

Alfdorf und aktiv im Migrations -

ausschuss der Verwaltungsstelle

Schwäbisch-Gmünd, möchte vor al-

lem Hilfestellung geben. „Nicht, weil

ich Samariter spielen will, sondern

weil ich Ungerechtigkeiten thema -

tisieren und Türen öffnen will.“ Er

kritisiert, dass Rassismus fast überall

zu finden sei, allerdings würde das

Thema zu oft totgeschwiegen. „Meist

heißt es: Wir haben keine Probleme

mit Migranten, auch keinen Rassis-

mus.“ Es sei notwendig, dies offen 

anzusprechen und die Menschen für

den Diskurs zu öffnen. 

Wichtig ist ihm auch, dass das Thema

Migration als Querschnitt aufgegriffen

wird, wie zum Beispiel in Tarifverhand-

lungen, oder in Fragen der Jugend-

übernahme und Qualifizierungsmaß-

nahmen. „Dann gibt es für Betriebs -

räte einen konkreten Ansatzpunkt, 

um etwas voranzutreiben“, betont er. 

Antonio Potenza, der im Migrations-

ausschuss der Verwaltungsstelle

Reutlingen-Tübingen aktiv ist, kam

das erste Mal durch einen Brief der

Verwaltungsstelle mit der Migrations-

arbeit in Kontakt: „Nach den Wahlen

2010 hatte die Verwaltungsstelle alle

neu gewählten Betriebsräte mit Mi-

grationshintergrund angeschrieben

um für den Migrationsausschuss zu

werben.“ Er beschäftigte sich zu 

diesem Zeitpunkt vor allem mit den

Themen Respekt, Wertschätzung und

Anerkennung. Dementsprechend 

setzte er sich als stellvertretender 

Betriebsratsvorsitzende des Autozu-

lieferer-Werkes Modine in Kirchen -

tellinsfurt dafür ein, die Aktion im 

Betrieb umzusetzen. Mit Erfolg: „Seit

igmigra23_druck:IGM  18.02.13  16:37  Seite 12



Anfang des Jahres 2012 haben wir in allen drei Standorten in

Deutschland das Respekt-Schild aufgehängt. Außerdem haben

wir das Thema in der Betriebsversammlung thematisiert und

mit der Öffentlichkeit und den Medien vor Ort zusammen ge-

arbeitet.“ 

Persönlich liegen ihm vor allem die Probleme älterer Migran-

tinnen und Migranten am Herzen. „Ich bin in Deutschland

geboren, habe hier die Schule besucht und eine Ausbildung

gemacht. Deswegen habe ich keine Sprachschwierigkeiten.“

Wer aber als Migrant selbst zugewandert ist, muss die Sprache

erst erlernen. „Ich stelle immer wieder fest, dass Menschen

nicht auf gleicher Augenhöhe wahrgenommen werden, weil

sie einen Akzent haben oder die Sprache nicht perfekt be-

herrschen.“ Gerade dann komme es immer wieder zu Diskri-

minierung, auch auf betrieblicher Ebene. „Wenn sich ein 

Migrant auf eine innerbetriebliche Stelle bewirbt, dann wird

das zwar nicht offen ausgesprochen, aber im Hinterkopf

spielt sich oft ein Film ab und derjenige wird abgestempelt,

egal wie gut er fachlich ist.“ 

Eine Möglichkeit sieht er daher in anonymisierten Bewer-

bungen, wie sie derzeit in einem Modellprojekt in Baden-

Württemberg getestet werden sollen. Wichtig ist ihm, dass

sich auch Metall-Betriebe an dem Projekt beteiligen. „Es ist

spannend zu sehen, welche Erfahrungen dort gemacht werden

und inwieweit anonymisierte Bewerbungen in der Praxis 

umsetzbar sind.“ Die Hauptverantwortung dafür, das Thema

in die Betriebe zu tragen, sieht er allerdings bei den Betriebs -

räten. „Betriebsräte haben eine Schlüsselfunktion in den Be-

trieben. Sie müssen dafür sorgen, dass das Thema Migration

und Respekt in den Betrieben umgesetzt wird. Wenn sie es

nicht mittragen und ernst nehmen, dann verläuft so etwas 

im Sande.“ 

Für Teilhabe – Aktion im Rahmen der 
Bundesmigrationskonferenz
Es war eiskalt, windig und nieselte. Keine schönen Voraussetzun-

gen für eine Aktion vor dem Bahnhof in Kassel. Rund 200 Teil-

nehmerinnen und Teilnehmer beteiligten sich am Rande der

Bundesmigrationskonferenz Ende November für die Forderun-

gen nach Abschaffung der Optionspflicht, der Einführung des

kommunalen Wahlrechts für Drittstaatsangehörige und der 

Möglichkeit der Mehrstaatigkeit.

Kwamena Odum, Botschafter der Respekt-Initiative diskutierte

dabei unter anderem mit Christiane Benner von der IG Metall,

Torsten Jäger vom Interkulturellen Rat und Thomas Freiberg, 

Vertrauenskörperleiter von VW Baunatal. Außerdem waren 

Cemal Bozdogan vom Ausländerbeirat Nordhessen und die

mehrfache Fußballweltmeisterin Sandra Minnert als Schirm -

frau der Initiative Respekt dabei. Begleitet wurden sie vom

Frankfurter Hip-Hop-Duo ‚Azziz mit Herz‘, die die frierenden 

Zuschauer anfeuerten. 

Was die Optionspflicht für den Einzelnen bedeutet wurde klar,

als der Auszubildende Cem Yalcin als Betroffener berichtete. 

Er ist 18 Jahre alt, seine Eltern haben die türkische Staatsange-

hörigkeit. Vor kurzem bekam er Post vom Regierungspräsiden-

ten mit der Aufforderung, sich für eine Staatsangehörigkeit zu

entscheiden. Dabei störe es doch eigentlich niemanden, wenn 

er beide Staatsangehörigkeiten habe, findet er. 

Gülhanim Arslan, die Mitglied im Migrationsausschuss Berlin 

ist und an der Aktion teilgenommen hat, fand die Aktion inmit-

ten von Kassel sehr wichtig. „Die Themen sind sehr gut rüber -

gebracht worden und haben die Leute zum Denken angeregt.“ 

Allerdings hätte sie sich gewünscht, dass mehr Menschen zu 

der Veranstaltung gekommen wären. „Ich habe oft das Gefühl,

dass diese Themen nur sehr eingeschränkt von den Leuten

wahrgenommen werden, die betroffen sind“, so ihr Eindruck.

Gerade deswegen sei es wichtig, dass die Themen öffentlich 

diskutiert wurden, denn die Probleme würden bestehen, ob man

sie nun wahrnehme oder nicht. „Meine beiden Töchter sind hier

aufgewachsen und haben hier studiert. Die jungen Menschen

haben ihre Heimat in Deutschland. Trotzdem wurde meine Toch-

ter in einem Bewerbungsgespräch gefragt, ob ihre Eltern streng 

gläubig seien und ob ihre Mutter ein Kopftuch trage.“ Gerade

des wegen sei es wichtig, weiter für Respekt zu werben und 

Vorurteilen entgegen zu treten. 

Die Respekt-Initiative hat ein Video mit Eindrücken von der 

Aktion und der Bundesmigrationskonferenz erstellt: 

http://www.youtube.com/watch?v=lAZGncXtYW8
13

Bildmitte: Antonio Potenza, Respekt-Aktion im Betrieb

igmigra23_druck:IGM  18.02.13  16:37  Seite 13



14

marktplatz

Die nordrhein-westfälische Landesregie-

rung informiert in einem Merkblatt zum

Optionsrecht. Dabei wird darauf hinge-

wiesen, dass durch Ausnahmeregelun-

gen in vielen Fällen eine doppelte

Staatsangehörigkeit möglich sei. Dies

ist zum Beispiel dann der Fall, wenn eine

Entlassung aus der ausländischen

Staatsangehörigkeit nicht möglich oder unzumutbar ist.

Wer sich nicht sicher ist, ob dies auf ihn bzw. sie zutrifft,

sollte – so die Empfehlung aus NRW – in jedem Fall einen

Antrag auf eine Beibehaltungsgenehmigung stellen. Dabei

gilt es jedoch die Ausschlussfrist zu beachten: Eine Beibe-

haltungsgenehmigung kann nur bis zur Vollendung des 

21. Lebensjahres gestellt werden. 

Die Landesregierung NRW hat, ebenso wie die Landesregie-

rung Schleswig-Holstein, in ihren jeweiligen Koalitionsver-

trägen vereinbart, sich für die Streichung des Optionszwan-

ges aus dem Staatsangehörigkeitsrecht einzusetzen und

entsprechende Bundesratsinitiativen zu unterstützen.

http://www.mik.nrw.de/fileadmin/user_upload/Redakteure/

Dokumente/Themen_und_Aufgaben/Auslaenderfragen/

antrag_beibehaltung.pdf

Merkblatt für Optionspflichtige Schwarzbuch Rassismus 

Jedes Jahr finden weitgehend unbe ach -

tet von der breiten Öffentlichkeit Ge-

walttaten und Ausschreitungen gegen

Menschen mit Migrationshintergrund

statt. Die über zehn Jahre unentdeckten

NSU-Morde haben deutlich gezeigt, 

wie weit der Verdrängungsprozess in

Deutschland vorangeschritten ist. Umso

wichtiger ist es, Rassismus auf die Tagesordnung zu holen

und zu diskutieren. Das Schwarzbuch Rassismus versam-

melt dazu Texte und Cartoons als aufklar̈endes und mit -

unter komisches, illustriertes Lesebuch. 

Die Sonderausgabe der IG Metall des Schwarzbuches gibt

es für IG Metall-Mitglieder günstiger. Bestellungen über

die IG Metall-Servicegesellschaft

http://www.igmservice.de/weitere-angebote/

Diejenigen, die von der Options-

pflicht betroffen sind, sollten jetzt

handeln. Die Bertelsmann Stiftung

hat auf einer Internetseite Informa-

tionen rund um die Optionspflicht

zusammengetragen. Hilfreich sind

die Muster zu Beibehaltungsanträ-

gen für die einzelnen Bundesländer. Mit ihnen kann ein 

Antrag auf Beibehaltung der deutschen Staatsbürgerschaft

gestellt werden. Wird dieser Antrag nicht gestellt, droht 

Optionspflichtigen der automatische Verlust der deutschen

Staatsbürgerschaft. www.beibehaltungsantrag.de

Warum nicht ins Ausland gehen? Auszubildende können 

einen Teil ihrer Ausbildung im Ausland absolvieren, wenn

der Betrieb dies unterstützt. Denn die Betriebe profitieren,

wenn die Auszubildenden zusätzliche Sprachkenntnisse er-

werben und einen Einblick in andere Arbeitsweisen erhalten. 

Mehr Informationen unter www.wap.igmetall.de

Beratungsstelle in Dortmund 

Eine weitere Beratungsstelle des Pro-

jektes Faire Mobilität nimmt ihre Arbeit

auf. Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-

mer aus anderen Ländern finden hier

kompetente arbeits- und sozialrecht -

liche Beratung. Angesiedelt ist sie 

in Dortmund. Die Mitarbeiter/innen

sprechen neben Englisch und Deutsch 

mindestens eine der Sprachen Mittel- und Osteuropas.

Weitere Beratungsstellen existieren in Berlin, Frankfurt am

Main, Hamburg und München. www.faire-mobilitaet.de

Auf der Bundesmigrationskonferenz

2011 stellte der Wissenschaftler Klaus 

J. Bade fest, dass Integration nicht ge-

scheitert sei. Nun analysiert er erneut

die gesellschaftlichen Debatten, die um

das Zusammenleben in der Einwande-

rungsgesellschaft geführt bzw. nicht

geführt werden. Er kritisiert, dass statt

konstruktiven Überlegungen eine gefährliche Ersatzdebat-

te geführt werde, mit der die Ausgrenzung einer großen

Minderheit betrieben wird. Kritik und Gewalt. Sarrazin-

Debatte, ‚Islamkritik‘ und Terror in der Einwanderungs -

gesellschaft, 26,80 Euro 

Jetzt handeln!

Selbst Migrant werden

Neues Buch von Klaus J. Bade
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Deine Meinung zählt
Schreib uns, was du zu sagen hast! Zu einem der hier behan-

delten Themen oder zu einer Sache, die dir unter den Nägeln

brennt. Schreib uns deine Meinung zur IGMigration — 

per E-Mail: igm-migration@igmetall.de

oder mit der Post an: IG Metall Vorstand, FB Zielgruppenarbeit

und Gleichstellung, Ressort Migration/Integration

Wilhelm-Leuschner-Str. 79

60329 Frankfurt am Main

Gleich mehrere Titel widerlegen die vielfach beschworene

Gefahr durch den Islam und rücken sie in das rechte Licht.

Dazu gehört zum Beispiel das Buch des Historikers Wolf-

gang Benz. Er beschäftigt sich mit populistischen antimus -

limischen Strategien und bindet sie in die Geschichte der

extremen Rechte in Deutschland seit 1949 ein. Der britisch-

kanadische Journalist Dough Saunders schreibt über den

Mythos der Überfremdung und der Erfindung eines mus-

limischen Volkes. Dabei widerlegt er die pseudowissen-

schaftlichen Argumente, die oft für muslimfeindliche Rhe-

torik genutzt werden. Die Friedrich-Ebert-Stiftung fasst

einige der wichtigsten Daten zu den Lebenslagen von

Muslimen in Deutschland zusammen. Die Soziologin Naika

Foroutan stellt gängige Vorurteile im Zusammenhang mit

der Integrationsdebatte vor die tatsächlichen Daten.

Wolfgang Benz, Die Feinde aus dem Morgenland: Wie die

Angst vor den Muslimen unsere Demokratie gefährdet,

12,95 Euro • Dough Saunders, Mythos Überfremdung: 

Eine Abrechnung, 18,99 Euro • Naika Foroutan, Muslim-

bilder in Deutschland – Wahrnehmungen und Ausgren-

zungen in der Integrationsdebatte, hg.v. der Friedrich-

Ebert-Stiftung, http://www.fes.de/cgi-bin/gbv.cgi?id=

09438&ty=pdf

Nein zu Antimuslimischen Populismus

Wahl-O-Mat 

Praktikumsbörse für muslimische 
Studentinnen

Mitglied werden – So geht’s:

Seit über zehn Jahren eine feste Ein-

richtung: Der Wahl-O-Mat der Bun-

deszentrale für politische Bildung.

Mit ihm kann man sich einen schnel -

len Überblick über Themen und 

Positionen der einzelnen Parteien im

Wahlkampf Positionen verschaffen.

http://www.bpb.de/politik/wahlen/wahl-o-mat/

Der Interkulturelle Rat bietet eine Praktikumsbörse für mus -

 limische Studentinnen. Hintergrund ist, dass insbesondere

kopftuchtragende Musliminnen häufig Diskriminierun gen

bei der Bewerbung um eine Praktikumsstelle erfahren. Über

die Börse können Praktikumsplätze im Rhein-Main-Gebiet

vermittelt werden. Arbeitgeber und Studentinnen können

sich auf folgender Seite informieren: http://

www.interkultureller-rat.de/projekte/praktikumsplaetze-

fuer-muslimische-studentinnen-im-rhein-main-gebiet/ 

Wer Mitglied werden will, kann am Arbeitsplatz IG Metall 

Vertrauensleute oder andere Kolleginnen und Kollegen 

ansprechen, die der IG Metall angehören. 

Informationen im Internet: www.igmetall.de

per Telefon: 069/6693-2578

per E-Mail: mitglieder@igmetall.de
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Zur Vorbereitung der UN-Wochen ge-

gen Rassismus hat der Interkulturelle

Rat verschiedene Publikationen er-

stellt. So unter anderem ein 80-sei -

tiges Materialheft mit Beiträgen zu

den verschiedenen Dimensionen von

Rassismus und vor allem Strategien

zu seiner Überwindung. Dazu werden

Best-Practice-Beispielen aus der

Rassismus zeigt sich nicht immer in

extremen Formen, wie er bei den

Morden der NSU sichtbar wird. Oft

verbirgt sich Rassismus im Verbor -

genen, hinter scheinbar neutralen

Aussagen oder Systemen. Es sind

nicht nur Worte und Taten, die mit

Rassismus die Würde der Menschen

verletzten, sondern auch oft nur auf

den ersten Blick neutrale Strukturen.

Um gegen Rassismus in seinen un-

terschiedlichen Dimensionen anzu-

gehen, fordert der Interkulturelle 

Rat gemeinsam mit der IG Metall

und über 70 weiteren bundesweiten

Organisationen dazu auf, sich an den

Aktionswochen zu beteiligen und

Zeichen gegen Rassismus zu setzen. 

In diesem Jahr finden die 
Internationalen Wochen gegen
Rassismus vom 11. – 24. März
statt.

zu guter letzt…

Menschenrechts- und Antirassis-

musarbeit und weitere Mobilisie-

rungsmaterialien wie Plakate, 

Handzettel und Postkarten vorstellt.

Weitere Informationen unter

http://www.internationale-wochen-

gegen-rassismus.de/

Zusätzliche Materialien sind im

Extranet der IG Metall hinterlegt.

Mitmachen 
bei den 
Internationalen
Wochen gegen
Rassismus
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